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Politik in Kürze

D er Widerstand gegen 
den Ausbau des Kraft-

werks Kaunertal zu einem 
Pumpspeicherkraftwerk 
wächst. Gestern wurde am 
Innsbrucker Landhausplatz 
das Zwischenergebnis der 
Petition „Stoppt den Aus-
bau des Kraftwerks Kauner-
tal“ präsentiert, bisher un-
terstützen mehr als 100.000 
Menschen den Appell. Über 
35 Bürgerinitiativen (u. a. 
„Lebenswertes Kaunertal“), 
Vereine und Naturschutzor-
ganisationen wie der WWF 
fordern die sofortige Absage 
des Projekts.

I m Zusammenhang mit 
der Debatte über die Ab-

schöpfung von Gewinnen 
der Tiwag für die Budgetsa-
nierung des Bundes betont 

Liste-Fritz-Klubchef Markus 
Sint, dass das Geld der Tiwag 
selbstverständlich im Land 
bleiben müsse. „Einen Teil 
der Gewinne erwirtschaftet 
die Tiwag schließlich mit 
den Einnahmen der Tiroler 

Bürgerinnen und Bürger so-
wie der Betriebe im Land.“

E inen Teilerfolg konnten 
Innsbrucks Bürgermeis-

ter Johannes Anzengruber 
und sein Telfer Amtskollege 

Christian Härting in Eisen-
stadt einfahren. Im Rahmen 
der Tagung des Österreichi-
schen Städtebundes (ÖSB) 
wurde die Forderung der 
Tiroler Städtebund-Lan-
desgruppe in die Resoluti-
on des ÖSB an die Bundes-
regierung aufgenommen. 
Derzufolge solle der Bund 
die Kosten für die Freizeit-
pädagogInnen rasch über-
nehmen. Ebenso sollten die 
Finanzzuweisungen an die 
klammen Gemeinden auch 
in den Folgejahren erfolgen. 
„Jetzt liegt der Ball beim 
Bund“, hofft Anzengruber 
gegenüber der TT auf kon-
struktive Gespräche. Offen 
bleibt die Tirol-Forderung 
nach einem Sitz in den Fi-
nanzausgleichsverhand-
lungen. (pn, mami)

Stadt, Land, Fluss: Widerstand an allen Fronten

Laut Angaben der Naturschutzorganisation WWF unterstützen bisher 
100.000 Menschen die Petition gegen den Kaunertal-Ausbau. Foto: WWF

Von Manfred Mitterwachauer

Innsbruck – In der heute ta-
genden 189. Vollversamm-
lung der Arbeiterkammer hat 
die Liste von AK-Präsident 
Erwin Zangerl (AAB-FCG) 
mit 43 Mandaten das un-
eingeschränkte Sagen. Die 
zweitstärkste Fraktion (FSG) 
kommt auf 13, die FP auf 
neun Mandate. Dahinter fol-
gen Grüne, Parteifreie und 
Linke. Dennoch hofft Zangerl 
auf Einstimmigkeit, wenn 
sein Antrag zur Abstimmung 
kommt, der dem umstrit-
tenen Zweiklassen-Entloh-
nungssystem in den Gesund-
heitsberufen (im öffentlichen 
Dienst) ein für allemal den 
Garaus machen soll.

Rückblende: Das Gehalts-
paket, welches Gesundheits-
landesrätin Cornelia Hage-
le (VP) im November 2024 
präsentierte und mit Jahres-
wechsel gesetzlich in Kraft 
treten ließ, wog satte 18,3 
Millionen Euro. Und doch 
herrscht seither dicke Luft. 
Zunächst, weil die (monetä-
ren) Verbesserungen haupt-

sächlich den MitarbeiterIn-
nen im Gehaltssystem Neu 
zugutekommen. Auch dass 
manche Berufsgruppen aus-
geklammert blieben, ärgerte.

Dann poppte eine neue Un-
gerechtigkeit auf. An den Ti-
rol Kliniken hätte all jenen im 
Gehaltssystem Neu zwar ein e 
Höherstufung des Gehalts 
gewinkt, gleichzeitig aber 
auch eine Herabstufung bei 
den Vordienstzeiten gedroht. 
Letzteres ist wichtig für den 
so genannten „Vorrückungs-
stichtag“ für den künftigen 
Aufstieg in höhere Entloh-
nungsstufen. Zangerl drohte 
den Tirol Kliniken mit Klage. 
Nach Verhandlungen, auch 
mit dem Land, ließen Hage-
le und Tirol Kliniken von den 
Plänen ab. Rund 600 Bediens-
tete sind betroffen. 

Sie erhielten am Dienstag 
von Tirol-Kliniken-Personal-
direktor Matthias Walter die 
schriftliche Nachricht, dass 
sich der Vorrücktag jetzt doch 
nicht ändern wird. Rückwir-
kend mit 1. Jänner. Zangerl 
bestätigt dies. Allfällige Einbu-
ßen sollte n an die Mitarbeite-
rInnen rückgezahl t werden.

Zurück zur heutigen Voll-
versammlung: Mit Zangerls 

Etappensieg im Rücken will 
die AAB-FCG-Fraktion be-
sagten Antrag einbringen. Die 
Landesregierung wird damit 
aufgefordert, „sämtliche Ver-
tragsbedienstete, die sich im 
alten Entlohnungssystem in 
einer Landeskrankenanstalt 
befinden und in einem Ge-
sundheitsberuf tätig sind, in 
das Entlohnungssystem neu 
zu überführen“. Und zwar „ex 
lege“, also per Gesetz.

Gretchenfrage für AAB-Wolf

Speziell für Hagele und die 
VP könnte der AK-Antrag 
zum politischen Spagat wer-
den. Hagele hat bis dato eine 
gesetzliche Überführung – 
auch im Zuge von rund 4000 
Protest-Unterschriften aus 
Klinik, Krankenhäuser und 
Altenheimen – strikt abge-
lehnt. Gleichzeitig sitzt AAB-
-Obmann Jakob Wolf als VP-
Klubobmann im Landtag. Wie 
nun also auf den AK-Antrag 
reagieren? Etw a gar aussitzen?

Zangerl will den Antrag 
der schwarz-roten Landes-

regierung sowie allen Klubs 
zukommen lassen. So man-
cher AK-Antrag sei in der 
Vergangenheit von Parteien 
aufgenommen worden, sagt 
er. Vorerst will Zangerl das 
Gehaltssystem an den Tirol 
Kliniken harmonisiert wis-
sen. Als nächster Schritt sol-
len die Bezirksspitäler (Ge-
meindebedienstetengesetz) 
folgen: „Wir werden Stück 
für Stück vorgehen.“

Zweiklassen-System bei den 
Pflege-Gehältern soll enden
Über die AK-Vollversammlung steigt der Druck auf die Landesregierung, 

den Gehalts-Streit in den Gesundheitsberufen zu befrieden. VP im Dilemma.

An den Tirol Kliniken wären gut 600 MitarbeiterInnen von Stichtags-Änderungen betroffen gewesen. Foto: Böhm

Erwin Zangerl 

(AK-Präsident) 

„Unterschiedliche 
Entlohnungssys

teme innerhalb dersel
ben Einrichtung führen 
häufig zu einer Spaltung 
der Belegschaft.“
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Gehalts-Novelle: In der 
Folge einer großangelegten, 
externen Gehaltsevaluie-
rung – inklusive Vergleich 
mit anderen Ländern – legte 
die Landesregierung Ende 
2024 ein Paket vor, welches 
Gesundheitsberufe im 
öffentlichen Dienst (Land, Ge-
meinden) um in Summe 18,3 
Mio. € aufbesserte. Auch für 
Jungärzte gab es mehr Geld.

Streit-Fall

Die Bahn kommt am Brenner nicht vom Fleck und stagniert. Damit erfolgt 
auch keine Verlagerung von der Straße auf die Schiene. Foto: Thomas Böhm

Von Peter Nindler

Innsbruck – Die Verlagerung 
der Gütertransporte von der 
Straße auf die Schiene ist ein 
Hürdenlauf. Daran können 
auch Investitionen in Milliar-
denhöhe nichts ändern. Vor 
allem nicht auf der Brenner-
achse zwischen München 
und Verona. 

Was die Bahn-Infrastruktur 
betrifft, soll der 55 Kilometer 
lange und 10,5 Milliarden teu-
re Brennerbasistunnel plan-
mäßig Ende 2032 in Betrieb 
gehen. Der Vortrieb erfolgt 
derzeit ohne größere Prob-
leme. Doch bei den Zulauf-
strecken hakt es. Der Lücken-
schluss in Kufstein wird erst 
2039 erfolgen, aus Spargrün-
den haben die ÖBB das Bau-
vorhaben gestreckt. In Bayern 
tritt man mit der Trasse auf 
der Stelle. 

Zuletzt erklärte der bay-
erische Verkehrsminister 
Christian Bernreiter, dass die 
Trassenführung eine Jahr-
hundert-Entscheidung sei. 
„Sie muss mit Sorgfalt und 
Weitblick getroffen werden. 
Zum Neubau der Trasse ge-

hören eine möglichst weitge-
hend unterirdische Strecken-
führung, ein umfassender 
Lärmschutz und der Schutz 
unserer Landschaft.“

In Südtirol sollen die 22,5 Ki-
lometer zwischen Franzens-
feste und Waidbruck, die fast 
komplett unterirdisch verlau-
fen, 2032 fertiggestellt wer-
den. Wobei hinter der Inbe-
triebnahme in sieben Jahren 
nach wie vor ein großes Fra-
gezeichen steht.

Der Betrieb des Brenner-
basistunnels dürfte jedenfalls 
mehr als 30 Millionen Eu-
ro jährlich kosten. Die letz-
te Kostenschätzung aus dem 
Jahr 2014 betrug 22 Millionen 
Euro, beim Gotthard Basis-
tunnel (57 Kilometer) werden 
die Betriebskosten mit 39 Mil-
lionen Euro beziffert. In die 
Fertigstellung des Tunnels 
investieren die ÖBB bis 2030 
1,975 Milliarden Euro, in die 
viergleisige Zulaufstrecke von 
Radfeld bis Schaftenau 3,5 
Milliarden Euro.

Wie der Tunnel tatsächlich 
genutzt wird und ob die Ver-
lagerung der Gütertransporte 
von der Straße auf die Schie-
ne gelingt, steht aber bis jetzt 
nicht fest. Außerdem kann 
der Tunnel erst mit den mo-
dernen Anbindungen in Bay-
ern und Südtirol seine volle 
Transport-Wirkung entfalten.

Nur 26 Prozent auf Schiene

Derzeit sieht es jedenfalls düs-
ter aus. Seit 2010 geht nämlich 
der Anteil der auf der Schiene 
über den Brenner transpor-
tierten Güter kontinuierlich 
zurück. Wurden damals noch 
36 Prozent mit der Bahn be-
fördert, so waren es ersten 
Berechnungen zufolge im 
Vorjahr nur noch 26 Prozent. 
Deshalb wird immer wieder 
eine Verlagerungspflicht ge-
fordert. Denn auch im Vor-
jahr passierten 2,37 Millionen 
Transit-Lkw die Mautstelle 
auf der Brennerautobahn bei 
Schönberg.

Schiene kann 
am Brenner 

nicht aufholen
Nach wie vor werden am Brenner 74 Pro- 

zent aller Güter auf der Straße befördert. Be-
triebskosten für Brennerbasistunnel dürften 
jährlich mehr als 30 Mio. Euro ausmachen.

Straße: Auf der Brenner-
autobahn rollten im Vorjahr 
2,37 Millionen Transit-Lkw. 
Der Anteil der auf der Straße 
transportierten Güter betrug 
74 Prozent. 

Schiene: Die Bahn verliert 
gegenüber der Straße 
kontinuierlich, lediglich 26 
Prozent der Waren im grenz-
überschreitenden Verkehr 
zwischen Österreich und 
Italien werden mit der Bahn 
befördert.

Basistunnel: Er soll 2032 
in Betrieb gehen, die Kosten 
werden mit 10,5 Milliarden 
Euro beziffert.

Straße/Schiene 

 4 Tirol Nummer 141 | Freitag, 23. Mai 2025

Gekennzeichneter Download (ID=3gNzPUqX3MRYq4cHo9R5-UA_TCsyFmJDZHEu7MebBXg)

















And the winner is? Innsbruck will den ESC 2026 holen, die Finanzierung bleibt der Knackpunkt. Foto: EBU/Corinne Cumming

Innsbruck – Auch wenn sich 
am Montagabend die Spitzen 
aus Land, Stadt Innsbruck, 
Tirol Werbung, Innsbruck 
Tourismus und Olympia-
world in einem Vernetzungs-
treffen darauf geeinigt haben, 
eine Bewerbung für die Aus-
tragung des Eurovision Song 
Contests 2026 in Österreich 
abgeben zu wollen: Von einer 
„Fixierung“, wie es etwa 
der ORF-Tirol am Diens-
tagvormittag bereits vorab 
meldete, kann noch keine 
Rede sein. Weder gab es 
Montagabend einen kon-
kreten Beschluss, noch 
waren die dortigen Ver-
treter – Tourismuslandesrat 
Mario Gerber, Bürgermeis-
ter Johannes Anzengruber, 
TVB- Obmann Peter-Paul 
Mölk oder Karin Seiler – be-
reits mit Vollmachten hierfür 
 ausgestattet.

Sowohl Gerber als auch 
Anzengruber benötigen hier 
nämlich eine politische Frei-
gabe: Im Land zumindest 
durch einen Regierungs-
beschluss, in der Stadt dürf-
te auch ein Gemeinderats-
Votum notwendig werden. In 
Innsbruck tagt der Gemein-
derat kommende Woche. 

Das kommt zu früh. Bis dahin 
könnte zwar der vom ORF in 
den kommenden Tagen er-
wartete Anforderungskata-
log in der Landeshauptstadt 
eingelangt sein, Budget und 
Finanzierung müssen daraus 
aber erst abgeleitet werden.

Anzengruber („Es hat kei-
nen formellen Beschluss ge-
geben“) bestätigt gegenüber 
der TT lediglich, dass Inns-
bruck Tourismus, TW und 
OSVI den Auftrag bekommen 

haben, ein Bewerbungspa-
ket auszuarbeiten. Basis da-
für bilden die Unterlagen aus 
2014. Damals sprachen Land 
und Stadt gegenüber dem 
ORF von einem „Sorglos-Pa-
ket“, einem elf Millionen Eu-
ro schweren Paket.

„Wir müssen rasch in die 
Gänge kommen“, bestätigt 
OSVI-Boss Matthias Schipf-

linger, dass eine Entschei-
dung für oder gegen Inns-
bruck als ESC-Host bis Juli 
fallen müsse. Schließlich sei-
en in der Olympiahalle be-
reits Events gebucht, die 
allenfalls storniert oder ver-
schoben werden müssten. 
Wie unter anderem ein Auf-
tritt der „Ehrlich Brothers“ 
oder ein mehrwöchiges Eis-
hockey-Camp. Ein Problem 
sei das freilich nicht, auch 
andere Veranstaltungsorte 
stünden vor ähnlichen Situ-
ationen, der Faktor Zeit sei 
entscheidend.

Anzengruber ist zwar für 
den ESC Feuer und Flamme, 
hält aber ebenso hinsichtlich 
der Finanzierung eines fest: 
„Wir spielen sicher nicht das 
Lied ‚Koste es, was es wolle‘.“ 
Das ist in Richtung Touris-
mus gemünzt. In schier jeder 
Wortmeldung Anzengrubers 
streicht der Bürgermeister 
seit Sonntag den touristi-
schen Werbewert einer ESC-
Austragung in Innsbruck 
hervor. Die Taktik ist offen-
sichtlich: Rathaus- und Land-
haus-intern soll das Wording 
folgendermaßen sein, dass 
der Tourismus einen Großteil 
der ESC-Kosten übernehmen 
solle. Also Tirol Werbung und 
Tourismusverbände. Dass 
Anzengruber aber auch selbst 
für die Stadt Millionen in die 
Hand nehmen wird müssen, 

ist ihm bewusst. Geld, das 
nur der Gemeinderat freige-
ben kann. Gar über eine Son-
dersitzung des Gemeindera-
tes? „Wir werden sehen“, will 
sich Anzengruber noch nicht 
 festlegen.

Der Obmann des Inns-
bruck Tourismus, Peter Paul 
Mölk, wird sich den Finan-
zierungsball kaum so einfach 

zuspielen lassen. Für 2015 
sei seitens des TVB Inns-
bruck rund eine Million 
an Zuschuss zur Debatte 
gestanden, 2026 dürfte es 
wohl mehr werden. Die 
Frage, die sich Mölk stellt, 
ist schon eher jene nach 

dem Woher. Innsbruck Tou-
rismus hat für das laufende 
Tourismusjahr mit einem 
Minus von 3,6 Millionen Euro 
budgetiert. Gleichzeitig muss 
man auf die rund 13 Millio-
nen Euro an Rücklagen zu-
rückgreifen. Fünf davon sind 
für die Verbindung Axamer 
Lizum/Mutterer Alm zweck-
gebunden. Einfach sei ein 
ESC-Zusatzbudget also nicht 
zu stemmen, so Mölk: „Da-
mit muss und will ich zuerst 
in den Aufsichtsrat gehen.“ 
Wann? Das ist offen. Mölk 
spielt den ESC-Ball zudem an 

das Land weiter. Die Finan-
zierungsabsage von LH An-
ton Mattle hält er für „noch 
nicht in Stein gemeißelt“.

Eine Frage, die das Land 
bald beantworten muss: 
Bleibt es beim Finanzierungs-
Nein von Mattle? Eine bloße 
Zurverfügungstellung der In-
frastruktur – das Land ist mit 
der Stadt Co-Eigentümer der 
Olympiahalle – dürfte eini-
gen zu wenig sein. Schulter-
schluss hin oder her.

ESC-Finanzierung: 
Tourismus soll blechen

Tirol und Innsbruck wollen. Fix ist eine Bewerbung 

für das TV-Event noch nicht, was an offenen Fragen 

zur Finanzierung liegt. Die Stadt hat konkrete Pläne. 

Johannes Anzengruber 
(Bürgermeister Innsbruck) 

„ Es hat noch kei-
nen formellen 

Beschluss gegeben. 
Aber wir wollen uns 
 bewerben.“

Peter Paul Mölk 
(Innsbruck-Tourismus-Obmann) 

„Die Finanzierungs-
absage des Landes 

halte ich noch nicht für 
in Stein gemeißelt. Alle 
müssen sich strecken.“

Hintergrund
Von 

Manfred Mitterwachauer 
manfred.mitterwachauer@tt.com

Von Peter Nindler

Innsbruck – Zuerst die gute 
Nachricht: 47 pflegebedürfti-
ge BewohnerInnen des Veldi-
denaparks bekommen einen 
Heimplatz bei den Innsbrucker 
Sozialen Diensten (ISD). Bis zu 
22 MitarbeiterInnen wechseln 
ebenfalls dorthin. „Der plötz-
lich auftretende Bedarf hat 
uns als Heimbetreiber sehr ge-
fordert und wird uns noch for-
dern, bis der Umzug vollzogen 
ist“, sagt ISD-Geschäftsführer 
Hubert Innerebner. 

24 Betagte mit geringem 
Pflegebedarf sollen während 
der Umbauphase in der Se-
niorenresidenz bleiben und 
mobil von den Johannitern 
betreut werden. Mit der Sa-
nierung begründete die Va-
med Care ihren Rückzug als 
Betreiberin. Innsbrucks Bür-
germeister Johannes Anzen-
gruber ist froh darüber, dass 
die Stadt den unschuldig zum 
Handkuss Gekommenen ein 
neues, qualitätsvolles und zu-
kunftssicheres Zuhause anbie-
ten kann. „Die Situation zeigt 
wieder mal, wie wichtig es ist, 
die Daseinsvorsorge in der öf-
fentlichen Hand zu belassen 
und nicht an profitorientierte 
Unternehmen auszulagern.“

„Vorgehen inakzeptabel“

Vermutet wird nämlich, dass 
nicht die Sanierung, sondern 
die wirtschaftliche Situation 
ausschlaggebend für die Kün-
digung der Residenz-, Pflege- 
und Dienstleistungsverträge 
ist. 2023 schrieb die Vamed 
Care ein Minus von 1,463 
Mio. Euro, 2024 wurde sie von 
einem Fonds übernommen.

„Die überraschende Schlie-
ßung der Seniorenresidenz 
ist inakzeptabel – der Betrei-
ber steht hier klar in der Ver-
antwortung“, meint etwa Ge-
sundheits-LR Cornelia Hagele 
(VP). Sie dankt den ISD sowie 
dem Pflegepersonal, das von 
der Seniorenresidenz mitkom-
me, „um schnell und zuverläs-

sig für die betroffenen Bewoh-
nerInnen da zu sein“.

Für SPÖ-Chef LHStv. Philip 
Wohlgemuth ist es ebenfalls 
inakzeptabel, dass die Seni-
orInnen im Veldidenapark 
in ihrer sensibelsten Lebens-
phase mit massiver Unsicher-
heit konfrontiert sind. „Wenn 
private und profitorientierte 
Betreiber auf Rückzug schal-
ten, bleibt die öffentliche 
Hand zurück, um die Lücken 
zu füllen – und die Verantwor-
tung sowie die Kosten werden 
letztlich auf die Allgemeinheit 
abgewälzt.“

Stadt Innsbruck und Land 
Tirol müssten alles daranset-
zen, die Seniorenresidenz zu 
übernehmen und ein drin-
gend benötigtes Angebot in 
der Stadt weiterzuentwickeln, 
ist Liste-Fritz-Parteichefin  
Andrea Haselwanter-Schnei-
der überzeugt. Sie schlägt dort 
auch ein  Ärztezentrum vor.

Gemeinsam mit den Eigen-
tümern könnte laut der grünen 
Gesundheitssprecherin Petra 
Wohlfahrtstätter ein Modell 
entwickelt werden, um im bis-
her privaten Heim öffentliche 
Pflegeplätze bereitzustellen.

Stadt übernimmt  
47 Pflegebedürftige 

Schließung der Seniorenresidenz in Innsbruck zieht 

weite Kreise. Kritik an der Vamed-Gruppe nimmt zu.

Die zur Vamed Care gehörende Vitality Residenz zieht sich Ende Juli aus 

der Seniorenresidenz in Innsbruck zurück. Foto: Rita Falk

Johannes Anzengruber 
(Innsbrucker Bürgermeister) 

„Die Situation zeigt, 
wie wichtig es ist, 

die Daseinsvorsorge in 
der öffentlichen Hand 
zu belassen.“

Innsbruck – 1,3 Milliarden 
Euro Schulden, heuer gibt 
es eine Netto-Neuverschul-
dung von 148 Millionen Euro. 
Gleichzeitig rechnet Finanz-
referent und Landeshaupt-
mann Anton Mattle (VP) da-
mit, dass die Einnahmen auch 
in den kommenden Jahren 
stagnieren werden und der 
Druck auf der Ausgabenseite 
hoch bleibt. Dass spätestens 
2027 wieder ein Nulldefi-
zit erreicht werden kann, ist 
aus heutiger Sicht wenig re-
alistisch. Trotzdem: Mit dem 
Doppelbudget 2026/2027 will 
Mattle die Grundlage dafür 
schaffen, schnellstmöglich 
wieder ein ausgeglichenes 
Budget zu schnüren.

Überall muss gespart wer-
den, vorwiegend bei den För-
derungen. Schlussendlich 
werden es 15 Prozent sein, 
die Ausgaben von sechs Mil-
liarden Euro werden auf das 

Niveau des heurigen Jahres 
eingefroren. 

Für seinen Koalitionspart-
ner und Landeshauptmann-
stellvertreter Philip Wohl-
gemuth (SPÖ) muss der 
Handlungsspielraum weiter-
hin gegeben sein. „Wir müs-
sen mit Augenmaß sparen und 
unsere Finanzmittel effizient 
sowie zielgerichtet einsetzen 
– denn ein solides finanzielles 
Fundament ist entscheidend, 
damit die Landesregierung 

auch weiterhin in zentrale Zu-
kunftsbereiche wie Bildung, 
Pflege und leistbares Wohnen 
 investieren kann.“

Gekürzt wird auch der Per-
sonalstand des Landes, rund 
80 frei werdende Stellen pro 
Jahr werden nicht nachbe-
setzt. Zu Kündigungen oder 
einem kompletten Aufnahme-
stopp kommt es nicht.

Gebühren werden erhöht

Nicht umhin kommt das 
Land Tirol, die Abgaben zu 
erhöhen. Nämlich um durch-
schnittlich 20 Prozent. Die 
letzte Anpassung erfolgte 
2007. Betroffen davon sind 
Landes- und Gemeindeabga-
ben. Im Vergleich zum Bund, 
der seine Gebühren um bis 
zu 48,25 Prozent anhebt, ver-
zichtet die Regierung trotz 
des Mehraufwands von Land 
und Gemeinden auf die volle 
 Indexsteigerung. (pn) 

Nulldefizit schwer erreichbar
Verwaltungsabgaben um 20 Prozent erhöht, Sparbudget kommt.

Mattle schwört Regierung auf ein 

Spar-Doppelbudget ein. Foto: APA/Groder

LHStv. Philip Wohlgemuth/SPÖ 
(Parteivorsitzender) 

„Der Pflege- und 
Gesundheits-

bereich darf kein 
Geschäftsmodell für 
Investmentfonds sein.“

LR Cornelia Hagele/ÖVP 
(Gesundheitslandesrätin) 

„Die überraschende 
Schließung der 

Seniorenresidenz Veldi-
denapark ist aus meiner 
Sicht inakzeptabel.“

Andrea Haselwanter-Schneider 
(Parteichefin der Liste Fritz) 

„Das Trauerspiel be-
weist einmal mehr, 

dass die Altenbetreuung 
eine Aufgabe der öffent-
lichen Hand ist.“
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